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Richtlinie über die Gewährung von Finanzhilfen 

des Ministeriums für Landwirtschaft, Umweltschutz


und Raumordnung des Landes Brandenburg 

für Vorhaben des Immissionsschutzes und zur


Begrenzung energiebedingter Umweltbelastungen


Vom 15. März 2000 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe der 
§§ 23, 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO), dieser 
Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 
LHO sowie gemäß § 18 des Landesimmissionsschutz­
gesetzes (LImschG) Zuwendungen für Vorhaben des 
Immissionsschutzes, zur Minderung der Kohlendioxid 
(CO2)-Emissionen und weiterer energiebedingter Um­
weltbelastungen sowie zur Reststoffvermeidung bzw. 
-verwertung. 

1.2	 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu­
wendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewil­
ligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermes­
sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.3	 Im Zusammenhang mit investiven Maßnahmen zur Ver­
meidung und Verminderung von Emissionen und Im­
missionsbelastungen im Sinne des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (BImSchG), zur Ressourcenschonung 
und zur Verminderung von Strahlenbelastungen beste­
hen folgende Förderziele: 

- die Abwendung unmittelbarer Gefahren für Mensch 
und Natur, 

- die Minderung oder Vermeidung von Lärm, Luft­
schadstoffen, CO2-Emissionen und weiterer ener­
giebedingter Umweltbelastungen, 

- die Realisierung von beispielhaften Projekten zur 
emissionsseitigen Sanierung ortsfester Anlagen im 
Sinne des BImSchG, 

- die Realisierung vorbildlicher Maßnahmen und De­
monstrationsvorhaben, 

- die Realisierung integrierter (komplexer) Lösungs­
ansätze, 

- die Realisierung innovativer Abfallvermeidungs­
und -verwertungsverfahren, 

- die Minderung und Beseitigung radioaktiver Konta­
minationen in der Umwelt, 

- die Dokumentation und Verbreitung der mittels der 
Fördermaßnahmen erzielten Ergebnisse. 

2.	 Gegenstand der Förderung 

Förderbar sind im Rahmen der unter Nummer 2.1 ge­
nannten Einzelmaßnahmen Investitionen und Aufwen­
dungen für Planung, Beratung, Rechtsgutachten als 
Grundlage für diese Investitionen sowie Evaluation und 
Dokumentation der Ergebnisse dieser vorgenannten In­
vestitionen, soweit die Aufwendungen zur Erreichung 
der unter Nummer 1.3 genannten Ziele erforderlich sind. 

2.1	 Es können folgende Maßnahmen gefördert werden, die 
in der Anlage 1 zu dieser Richtlinie näher erläutert wer­
den: 

2.1.1	 Emissionsminderung bei ortsfesten Anlagen im Sinne 
des BImSchG, 

2.1.2	 Lärmschutz bei sozialen Einrichtungen und Einrichtun­
gen mit öffentlich-rechtlicher Trägerschaft, 

2.1.3	 integrierte Projekte in ländlichen Bereichen, 

2.1.4	 ökologische Musterbauten in Niedrigenergiebauweise, 

2.1.5	 Konzepte und Maßnahmen zur Energieeinsparung, 
Minderung von Abwärme, Wärmenutzung sowie zur 
Energierückgewinnung in Verbindung mit nach dem 
BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlagen, 

2.1.6	 Demonstrationsvorhaben zur innovativen Abfallvermei­
dung und -verwertung im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 3 
BImSchG, 

2.1.7	 Anlagen der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung bis zu 
einer elektrischen Leistung von 5 MW in Verbindung 
mit integrierten Konzepten zur Umweltentlastung, 

2.1.8	 Erstellung örtlicher und regionaler Umweltentlastungs­
und Energiekonzepte bezüglich Luftreinhaltung, Lärm­
minderung und Ressourcenschonung im unmittelbaren 
Zusammenhang mit investiven Maßnahmen, 

2.1.9	 Minderung/Beseitigung radioaktiver Kontaminationen 
in der Umwelt (außer natürlicher Radioaktivität). 

2.2	 Von der Förderung sind grundsätzlich ausgeschlossen: 

- Maßnahmen, zu deren Durchführung eine unmittel­
bare gesetzliche Verpflichtung besteht, 

- Maßnahmen, die unter Berücksichtigung der erfor­
derlichen Vorleistungen (z. B. Bereitstellung der be­
zogenen Energie) keine wesentliche Umweltentlas­
tung im Sinne von Nummer 1.3 erbringen, 

- Vorhaben, die auch unter Einbeziehung von Förder­
mitteln keinen dauerhaft wirtschaftlichen Betrieb 
ermöglichen (Ausnahme: Pilotprojekte, deren Wirt­
schaftlichkeit noch nicht bewertet werden kann), 

- Betriebskosten einschließlich Unterhalt und Pflege, 
- Maßnahmen, bei denen das angestrebte Ergebnis 

auch preisgünstiger zu erreichen ist, 
- Vorhaben von regionalen und überregionalen Unter­

nehmen der Energiewirtschaft, 
- Mehrkosten nach Erteilung des Zuwendungsbe­

scheides. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind als Eigentümer oder sonstige 
Verfügungsberechtigte: 
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3.1	 Gemeinden, Gemeindeverbände und kommunale Ar­
beitsgemeinschaften 

3.2	 Sonstige natürliche und juristische Personen des öffent­
lichen oder privaten Rechts (mit Ausnahme des Bundes 
und von regionalen und überregionalen Unternehmen 
der Energiewirtschaft). 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

Es gelten die Bestimmungen in Nummer 1 (Bewilli­
gungsvoraussetzungen) der Verwaltungsvorschriften 
(VV) zu § 44 LHO. Zusätzlich ist zu beachten: 

4.1	 Eine Förderung wird nur für Vorhaben gewährt, die im 
Land Brandenburg durchgeführt werden. Bei besonde­
rem Landesinteresse kann im Ausnahmefall mit Zustim­
mung des Ministers der Finanzen auch eine Förderung 
außerhalb des Landes Brandenburg erfolgen. 

4.2	 Es werden nur Vorhaben gefördert, die vom Landesum­
weltamt im Rahmen dieser Richtlinie befürwortet wer­
den. 

4.3	 Mit der Maßnahme darf vor Erteilung des Zuwendungs­
bescheides nicht begonnen werden. Als Vorhabenbeginn 
ist u. a. der Abschluss eines der Ausführung zuzurech­
nenden Lieferungs- und Leistungsvertrages zu werten. 
Planung, Genehmigungsverfahren, Baugrunduntersu­
chungen, Grunderwerb und Herrichten des Grund­
stückes - z. B. Gebäudeabbruch, Planieren - gelten nicht 
als Beginn des Vorhabens. 

In besonders begründeten Ausnahmefällen kann auch 
einem schriftlich beantragten vorzeitigen Beginn des 
Vorhabens zugestimmt werden, vorausgesetzt, der An­
trag ist gemäß den Vergabegrundsätzen unabhängig von 
anderen Anträgen hinreichend beurteilbar. Der Zeit­
punkt des Beginns darf jedoch nicht vor der Zustim­
mung hierzu liegen. 

Die Zustimmung zum vorzeitigen Beginn präjudiziert 
nicht die Entscheidung über die Bewilligung der Zu­
wendung und ihre Höhe. 

4.4	 Der Antragsteller hat dafür Sorge zu tragen und zu bele­
gen, dass alle rechtlichen und tatsächlichen Vorausset­
zungen für die Errichtung und den Betrieb der geförder­
ten Einrichtung vorliegen. 

Er gewährleistet insbesondere, dass die Aus- und Durch­
führung der geförderten Maßnahme entsprechend dem 
geprüften bzw. genehmigten oder planfestgestellten 
Entwurf erfolgt, das Vorhaben den baurechtlichen und 
umweltrechtlichen Bestimmungen und den Anforderun­
gen gemäß den Anlagen 2 und 3 dieser Richtlinie ent­
spricht sowie die energierechtlichen Voraussetzungen 
erfüllt werden. 

4.5	 Das zu fördernde Vorhaben muss im Einklang mit den 

Zielen und Erfordernissen von Umweltplanung, Raum­
ordnung und Landesplanung sowie den örtlichen Pla­
nungen stehen. Hierfür sind gegebenenfalls Belege der 
zuständigen Stellen vorzulegen. 

4.6	 Es sollen grundsätzlich nur Vorhaben gefördert werden, 
mit deren Durchführung kurzfristig begonnen und deren 
Realisierung innerhalb eines angemessenen Zeitraumes 
erwartet werden kann. 

4.7	 Die Förderzusage kann mit Bedingungen und Auflagen 
verbunden sein. 

Insbesondere geht das Land davon aus: 

4.7.1	 Die Investition bei Anlagen zur Energierückgewinnung, 
-umwandlung und -einsparung muss über einen ange­
messenen Betrachtungszeitraum einen positiven Kapi­
talwert ausweisen. Als Kalkulationszinsfuß wird hierbei 
ein auf die Finanzierungsmöglichkeiten des Antragstel­
lers abgestellter Marktzinssatz, erhöht um einen ange­
messenen Risikozuschlag, zugrunde gelegt. 

4.7.2	 Der ordnungsgemäße Betrieb der geförderten Einrich­
tung muss über einen angemessenen Zeitraum nach Ab­
schluss des Vorhabens gewährleistet sein (in der Regel 
bei baulichen Anlagen zwölf Jahre, bei technischen Ein­
richtungen, Maschinen und Geräten fünf Jahre). 

4.8	 Die Zulässigkeit des Vorhabens ist unabdingbare Vo­
raussetzung der Förderung. Mit der Beantragung der 
Fördermittel bzw. der Erteilung eines Zuwendungsbe­
scheids wird keine Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens getroffen. Genehmigungen  oder sonsti­
ge behördliche Entscheidungen sind vom Antragsteller 
bei den jeweils zuständigen Behörden zu beantragen. 
Ein Zuwendungsbescheid wird grundsätzlich erst dann 
erteilt, wenn alle erforderlichen Genehmigungen vorlie­
gen. 

5.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

Die Gewährung der Finanzhilfe und ihre Höhe hängen 
vom Grad des Landesinteresses an der Verwirklichung 
des Vorhabens, seiner Wirtschaftlichkeit, der wirtschaft-
lichen Situation des Antragstellers, der gesicherten Ge­
samtfinanzierung sowie von seinem Eigeninteresse ab. 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss 

5.4	 Höhe der Zuwendung: 

Zuwendungen sind generell auf maximal 50 % der för­
derfähigen Kosten begrenzt. Ausnahmen sind nur mit 
Zustimmung des Ministers der Finanzen möglich. Ent­
sprechend den Regelungen der Europäischen Union 
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sind Zuwendungen an gewerbliche Großunternehmen 
auf 35 % (brutto), bei Klein- und Mittelunternehmen 
(KMU) auf 50 % (brutto) der förderfähigen Kosten be­
grenzt, soweit die Zuwendung pro Maßnahme den Be­
trag von 100.000 ECU innerhalb von drei Jahren über­
schreitet. 

5.4.1 	Zuschüsse: 

maximal 40 % bei Maßnahmen nach den Nummern 
2.1.1 und 2.1.2 
maximal 50 % bei Maßnahmen nach den Nummern 
2.1.3 bis 2.1.9 

5.4.2	 Planungs- und Beratungsleistungen zur Vorbereitung ei­
ner nach diesen Richtlinien förderbaren Maßnahme 
können mit bis zu 50 % der förderfähigen Planungs- und 
Beratungskosten gefördert werden. 

5.4.3	 Kosten für eine vom Zuwendungsgeber geforderte 
Evaluierung (z. B. Messung), Dokumentation und Ver­
breitung von Ergebnissen der geförderten Maßnahme 
können in Verbindung mit Investitionen bis zu 50 % der 
förderfähigen Kosten dieser Maßnahmen bezuschusst 
werden. 

5.4.4	 Bagatellgrenze für die Zuwendungshöhe: 

5.000 DM im außergemeindlichen Bereich 
10.000 DM im gemeindlichen Bereich 

5.5	 Bemessungsgrundlage: 

5.5.1	 Die zuwendungsfähigen Aufwendungen umfassen die 
begründeten Mehrkosten gegenüber einer konventionel­
len Ausführung, soweit sie zur Erreichung der unter 
Nummer 1.3 genannten Ziele erforderlich sind. Als kon­
ventionelle Ausführung sind Maßnahmen zu verstehen, 
welche die gesetzlichen Anforderungen oder üblicher­
weise zur Anwendung kommende weitergehende Stan­
dards erfüllen. Die konventionelle Vergleichsvariante ist 
durch den Antragsteller im Antrag zu beschreiben. 

5.5.2	 Der Wert von Sachleistungen des Antragstellers darf bei 
den Gesamtkosten mit den tatsächlich entstehenden 
Ausgaben und der von Arbeitsleistungen mit höchstens 
10 DM je Arbeitsstunde angesetzt werden. Bei gewerb­
lichen Antragstellern können Eigenleistungen, soweit 
sie aktivierungsfähig sind, bei den förderbaren Kosten 
berücksichtigt werden. 

5.5.3	 Zuwendungsfähig sind bei Planungsmaßnahmen die 
Kosten, die durch die Beauftragung Dritter mit Planun­
gen entstehen, sonstige Kosten durch die Beschäftigung 
Dritter (z. B. im Rahmen der begleitenden Information 
und Beteiligung der durch die Planung Betroffenen) so­
wie Kosten für Vervielfältigung und Druck von Unterla­
gen und Ergebnissen. 

5.5.4	 Folgende Kosten können bei der Bemessung der Zu­
schusshöhe nicht berücksichtigt werden: 

- Kosten für Forschung und Entwicklung,

- Grunderwerb,

- Erwerbsnebenkosten (z. B. Steuern, Provisionen


etc.), 
- Steuern, soweit sie als Vorsteuer abziehbar sind. 

5.6	 Kumulierung: 

Neben Zuwendungen des Landes nach dieser Richtlinie 
können für die geförderten Vorhaben auch Fördermittel 
anderer Zuwendungsgeber in Anspruch genommen wer­
den. Das Verbot der Doppelförderung aus Landespro­
grammen ist zu beachten. Der Gesamtanteil der öffent­
lichen Mittel soll bei Investitionen eine Höchstgrenze 
von 50 % der förderfähigen Kosten nicht überschreiten. 
Bei der Gewährung zinsvergünstigter Darlehen sind die 
Zinszuschüsse anzusetzen. 

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Werden im Rahmen der zu fördernden Maßnahme Ein­
richtungen zur Energieumwandlung errichtet, erneuert 
oder erweitert, so sind die besonderen Umweltanforde­
rungen gemäß Anlage 2 einzuhalten. 

6.2	 Die Einhaltung der Anforderungen nach Nummer 6.1 
sowie alle anderen mit Zuwendungsbescheid geforderten 
Messungen zum Nachweis der Einhaltung von Emissi­
onsgrenzwerten (bzw. abweichender Anforderungen 
nach Nummer 6.7) sind erstmalig frühestens nach drei­
monatigem Betrieb und spätestens zwölf Monate nach 
angezeigter Inbetriebnahme durch Messung einer Stelle 
nachzuweisen, die für die Ermittlung von Emissionen 
und Immissionen nach § 26 BImSchG im Land Bran­
denburg zugelassen ist. Wiederholungsmessungen sind 
entsprechend den Festlegungen des Genehmigungsbe­
scheides durchzuführen. Abweichende Regelungen dazu 
können mit dem Zuwendungsbescheid erfolgen. 

6.3	 Falls geförderte Anlagen nach Art und Leistungsgröße 
einem Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG un­
terliegen, sind mindestens die in Anlage 2 bzw. mit dem 
Zuwendungsgeber vorab abgestimmte abweichende 
Anforderungen bei der Beantragung der Genehmigung 
zugrunde zu legen. Ihre Einhaltung ist im Rahmen der 
immissionsschutzrechtlich in der Genehmigung vorzu­
schreibenden Messungen nachzuweisen. 

Sofern immissionsschutzrechtlich keine Messung vor­
gesehen ist, sind die mit Zuwendungsbescheid geforder­
ten Messergebnisse dem zuständigen Amt für Immissi­
onsschutz vorzulegen. 

6.4	 Werden im Rahmen der zu fördernden Maßnahme Inves­
titionen zur Verminderung des Wärmebedarfs von Ge­
bäuden vorgenommen, so sind die Anforderungen 
gemäß Anlage 3 einzuhalten. 
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6.5	 Der Nachweis über die Einhaltung der Anforderungen 
nach Nummer 6.4 muss von einem Bauvorlagenberech­
tigten (z. B. Architekt oder Ingenieur) oder einem als 
gleichwertig anzusehenden Sachverständigen erbracht 
werden. Die ordnungsgemäße Ausführung ist vom Bau­
leiter zu bestätigen. 

6.6	 Werden im Rahmen der geförderten Maßnahmen Pla­
nungs-, Gutachter- oder Beratungsleistungen erbracht, 
so sind hierfür die Anforderungen gemäß Anlage 4 ein­
zuhalten. 

6.7 	 Für Förderprojekte zur Lärmminderungsplanung nach 
§ 47 a BImSchG ist gemäß dem Runderlass des Minis­
teriums für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung, 
des Ministeriums des Innern und des Ministeriums für 
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr vom 16. Juni 
1995 (ABl. S. 666) zu verfahren. 

Bei Maßnahmen nach § 40 Abs. 2 BImSchG sind die 
Vorgaben zuständiger Fachbehörden zu berücksichti­
gen; nach Vorlage eines Runderlasses zur Durchführung 
des § 40 Abs. 2 BImSchG ist nach dessen Inhalten zu 
verfahren. 

6.8	 Im Förderbescheid können von den Anforderungen nach 
den Nummern 6.1 bis 6.7 abweichende und zusätzliche 
Regelungen getroffen werden; insbesondere kann auf 
den Nachweis durch Messungen ganz oder teilweise ver­
zichtet werden, und es können andere Grenzwerte vor­
gegeben werden, wenn sich dies im Einzelfall als erfor­
derlich erweist. 

6.9	 Insbesondere zum Zwecke der Projektüberprüfung ist der 
Zuwendungsempfänger verpflichtet, über Verlauf und 
Ergebnisse des geförderten Vorhabens zu berichten. Die 
Einzelheiten werden im Zuwendungsbescheid geregelt. 

6.10	 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, für Anlagen 
zur Nutzung von Wasserkraft sowie für Motorenanlagen 
ab einer installierten Leistung von 25 kW geeignete Ma­
schinen- und Betriebsunterbrechungsversicherungen 
abzuschließen. 

6.11	 Maßnahmen, die nach dieser Richtlinie gefördert wer­
den, dürfen bei vermieteten Räumen/Gebäuden in dem 
Umfang, wie öffentliche Fördermittel in Anspruch ge­
nommen werden, nicht mietwirksam werden. 

6.12	 Der Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und 
Raumordnung kann in besonders begründeten Fällen in 
Abstimmung mit dem Minister der Finanzen Ausnah­
men von den Vorschriften dieser Richtlinie zulassen, 
insbesondere wenn dies für die unverzügliche Durch­
führung dringender Maßnahmen notwendig ist, hier­
durch Kosteneinsparungen erzielbar sind oder dies ein 
besseres Erreichen der angestrebten Projektziele erwar­
ten lässt. Geltende Rechtsvorschriften bleiben hiervon 
unberührt. Die Ausnahmen können mit Auflagen oder 
Bedingungen verbunden und befristet erteilt werden. 

6.13	 Es gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu­
wendungen zur Projektförderung (ANBest-P) bzw. für 
Zuwendungen an Gemeinden (ANBest-G). 

6.14	 Der Zuwendungsgeber ist berechtigt, über das Förder­
vorhaben Presse- und sonstige Veröffentlichungen he­
rauszugeben. 

6.15	 Bei allen Veröffentlichungen über das Projekt ist darauf 
hinzuweisen, dass die Maßnahme(n) durch das Ministe­
rium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord­
nung gefördert werden. 

6.16	 Die Förderung kann mit Bedingungen und Auflagen 
verbunden werden. 

7.	 Antrags- und Bewilligungsverfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

7.1.1	 Bei Maßnahmen nach Nummer 2.1.9 ist der Antrag an 
das MLUR einzureichen. Die Antragstellung kann 
formlos erfolgen. 

7.1.2	 Für alle übrigen Maßnahmen gilt: 

Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung auf dem 
formgebundenen Antragsformular mit den zur Beurtei­
lung erforderlichen Angaben und Unterlagen zu erstel­
len. Die Antragsformulare sind bei den Landratsämtern 
und kreisfreien Städten sowie dem Landesumweltamt 
Brandenburg und der InvestitionsBank des Landes 
Brandenburg (ILB) erhältlich. 

Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung beim Lan­
desumweltamt Brandenburg einzureichen; ein Exem­
plar davon erhält die ILB. 

7.1.3	 Ein vollständiger Antrag umfasst mindestens: 

- Vorhabenbeschreibung, Ziel, Problemstellung (An­
gaben zur Lösung, Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit 
und Wirtschaftlichkeit, gegebenenfalls Verfahrens­
schemata und Fließbilder), 

- einen detaillierten Kostenplan (Angebote, wenn ver­
fügbar, beifügen), 

- Finanzierungsplan mit Angaben zur Herkunft der 
Mittel und ihrer Konditionen, 

- Zeitplan, 
- Lageplan, Übersichtsplan mit Angabe der geogra­

phischen Koordinaten (nur bei Baumaßnahmen); 
nach Prüfung des Antrages werden gegebenenfalls 
Unterlagen zum Zwecke einer baufachlichen Prü­
fung nachgefordert, 

- erforderliche umweltrechtliche und sonstige Geneh­
migungen, 

- gegebenenfalls Bestätigung der zuständigen Stellen, 
dass das beantragte Vorhaben im Einklang mit den 
Zielen und Erfordernissen von Umweltplanung, 
Raumordnung, kommunaler und Landesplanung 



182 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 13 vom 4. April 2000 

steht und dass die energierechtlichen Voraussetzun­
gen erfüllt werden, 

- gegebenenfalls Darlegung der Maßnahmen, die zur 
Einhaltung der in den Anlagen zur Richtlinie ge­
stellten Anforderungen getroffen werden. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

Bewilligungsbehörde ist das Ministerium für Landwirt­
schaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg und, soweit Mittel des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung ausgereicht werden, die Inves­
titionsBank des Landes Brandenburg. 

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Die Anforderung und Auszahlung von Zuwendungen er­
folgt entsprechend den VV zu § 44 LHO. Die Zahlungs­
anforderungen sind an die InvestitionsBank des Landes 
Brandenburg zu richten. Ausnahmen werden gegebe­
nenfalls im Zuwendungsbescheid geregelt. 

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren 

Der Verwendungsnachweis ist nach den VV zu § 44 
LHO unter Verwendung der  ausgereichten Formblätter 
gegenüber der InvestitionsBank des Landes Branden­
burg zu führen; Zwischennachweise können gefordert 
werden. 

Für Maßnahmen nach Nummer 2.1.9 ist der Verwen­
dungsnachweis dem Ministerium für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung vorzulegen. 

7.5	 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis, die Prüfung der 
Verwendung, die gegebenenfalls erforderliche Aufhe­
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde­
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 44 
LHO und das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Brandenburg, insbesondere die §§ 49 und 49 a. 

8.	 In-Kraft-Treten 

Die Förderrichtlinie tritt am 15. März 2000 in Kraft und 
ist auf zwei Jahre befristet. 

Förderanträge, die vor dem In-Kraft-Treten der Richtli­
nie eingereicht und bis zum In-Kraft-Treten nicht ent­
schieden wurden, werden nach dieser Richtlinie behan­
delt. Die Förderrichtlinie vom 15. März 1998 (ABl. 
S. 418) tritt am 14. März 2000 außer Kraft. 

Anlage 1:	 Förderfähige Maßnahmen nach der Richtlinie über 
die Gewährung von Finanzhilfen des Ministeriums 
für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord­
nung des Landes Brandenburg zur Förderung von 
Vorhaben des Immissionsschutzes und zur Begren­
zung energiebedingter Umweltbelastungen 

Anlage 2:	 Besondere Umweltanforderungen an Einrichtungen 
zur Energieumwandlung bei Gewährung von Fi­
nanzhilfen des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung des Landes Bran­
denburg zur Förderung von Vorhaben des Immissi­
onsschutzes und zur Begrenzung energiebedingter 
Umweltbelastungen 

Anlage 3:	 Anforderungen an den Wärmeschutz von Gebäuden 
bei Gewährung von Finanzhilfen des Ministeriums 
für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord­
nung des Landes Brandenburg zur Förderung von 
Vorhaben des Immissionsschutzes und zur Begren­
zung energiebedingter Umweltbelastungen 

Anlage 4:	 Anforderungen an Planungs-, Gutachter- und Bera­
tungsleistungen bei Gewährung von Finanzhilfen 
des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt­
schutz und Raumordnung des Landes Brandenburg 
zur Förderung von Vorhaben des Immissions­
schutzes und zur Begrenzung energiebedingter Um­
weltbelastungen 

Anlage 1 

Förderfähige Maßnahmen nach der Richtlinie über die 
Gewährung von Finanzhilfen des Ministeriums für Land­
wirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg zur Förderung von Vorhaben des Immissions­
schutzes und zur Begrenzung energiebedingter Umweltbe­
lastungen 

2.1.1	 Emissionsminderung bei ortsfesten Anlagen im Sin-
ne des BImSchG 

Gefördert werden fortschrittliche Maßnahmen zur 
Emissionsminderung, die dazu führen, dass Emissions­
grenzwerte nach Rechtsverordnungen und Verwaltungs­
vorschriften auf der Grundlage des Bundes-Immissions­
schutzgesetzes (BImSchG) und/oder die in der Praxis 
üblicherweise erreichten Emissionswerte und/oder 
Nachrüstungsfristen für Altanlagen erheblich unter­
schritten werden. 

2.1.2	 Lärmschutz bei sozialen Einrichtungen und Einrich­
tungen mit öffentlich-rechtlicher Trägerschaft 

Gefördert wird in Einzelfällen der Einbau von Lärm­
schutzfenstern und -türen an bestehenden öffentlichen 
Verkehrswegen mit hoher Lärmbelastung, soweit an 
baulichen Anlagen die in § 2 der Sechzehnten Verord­
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nung zur Durchführung des BImSchG vom 12. Juni 2.1.4 Ökologische Musterbauten in Niedrigenergiebau­
1990 (BGBl. I S. 1036) festgelegten Immissionsgrenz­ weise 
werte (Außenschallpegel) überschritten werden und kei­
ne Zahlungspflicht Dritter besteht. Grundsätzlich hat Gefördert werden die Vorhabensbestandteile bei der Er-
aber aktiver Lärmschutz Vorrang vor passivem Lärm­ richtung von Gebäuden, die in vorbildlicher Form zur 
schutz. Umweltentlastung, Ressourcenschonung sowie zur 

Nach Durchführung der Maßnahmen muss die Einhal­
CO2-Minderung durch Einsparung fossiler Energieträ­
ger beitragen, und zwar durch Minimierung des Strom­

tung der Schutzanforderungen der Richtlinie VDI 2719 und Wärmebedarfs und die Nutzung erneuerbarer Ener­
„Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzein­ gien. Der rechnerisch nachzuweisende Wärmebedarf 
richtungen“ bzw. DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ von zu fördernden ökologischen Musterbauten in Nied­
gewährleistet sein. Für Fenster und Fenstertüren ist rigenergiebauweise muss mindestens 50 % unter der 
außerdem ein k-Wert von 1,2 kWh/(m2 K a) oder besser gültigen Wärmeschutzverordnung (WSchVO) liegen; 
einzuhalten. Die Gestaltung der Fenster muss im Ein- die Nutzung regenerativer Energien wird vorausgesetzt. 
klang mit dem äußeren Erscheinungsbild des Gebäudes Bei der Berechnung sind die Ansätze der Anlage 3 zu 
stehen. beachten. 

2.1.3 Integrierte Projekte in ländlichen Bereichen Die Förderung ist für Einzelelemente des Vorhabens 
wie bei Maßnahme 2.1.3 begrenzt. Die Anforderungen 

Gefördert werden integrierte Projekte, die in vorbildli­ nach Anlage 3 zu dieser Richtlinie sind einzuhalten. 
cher Form Maßnahmen zur Umweltentlastung, Ressour­
censchonung und zur CO2-Minderung durch Ein­
sparung fossiler Energieträger verbinden, z. B. durch 

2.1.5 Konzepte und Maßnahmen zur Emissionsminde­
rung durch Energieeinsparung in Verbindung mit 

Einsatz von Biogasanlagen, Anlagen zur solaren Nah­ nach BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlagen, 
wärmeversorgung, Anlagen zur Nutzung landwirt- Minderung von Abwärme, Wärmenutzung, Ener­
schaftlicher Reststoffe und anderer erneuerbarer Ener­ gierückgewinnung 
gien zur Erzeugung von Strom und Wärme in Verbin­
dung mit Maßnahmen zur Verminderung des Strom-, Gefördert werden bei Anlagen, die nach dem Bundes-
Wasser- sowie Energiebedarfs und des Abwasseranfalls. Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftig sind 
Die Förderung ist für nachfolgende Einzelelemente des oder im Zusammenhang mit diesem betrieben werden, 
Projektes wie folgt begrenzt: Konzepte und ihre Realisierung, die in vorbildlicher 

Form Maßnahmen zur Energieeinsparung, Ener­
- bei Photovoltaikanlagen auf maximal 15.000 DM/ gierückgewinnung, Minderung und Nutzung von Ab-

kW p 
wärme dergestalt verwirklichen, dass dadurch ein we­
sentlicher, über das gesetzlich geforderte Maß hinaus­

- bei gebäudebezogenen solarthermischen Anlagen für gehender Beitrag zur Umweltentlastung, Ressourcen-
die ersten 6 m2 Kollektorfläche pauschal 1.500 DM, 
höchstens jedoch bis zu 25 % der anerkannten zu­

schonung sowie zur CO2-Minderung durch Einsparung 
fossiler Energieträger geleistet wird. Vorhaben für Ein­

wendungsfähigen Ausgaben. Für jeden weiteren zu­ richtungen zur Energierückgewinnung aus Anlagen, 
sätzlich notwendigen Quadratmeter Kollektorfläche die nach dem BImSchG nicht genehmigungsbedürftig 
beträgt die Förderhöhe 250 DM/m2, höchstens je- sind oder mit festen Brennstoffen betrieben werden, 
doch bis zu 25 % der zuwendungsfähigen Ausgaben. können durch das Ministerium für Wirtschaft gefördert 
Es werden nur solarthermische Anlagen gefördert, werden. 
die die Anforderungen des Umweltzeichens RAL­
UZ 73 „Sonnenkollektoren“ (Blauer Engel) erfül­ 2.1.6 Demonstrationsvorhaben zur innovativen Abfallver­
len. Demzufolge muss u. a. der Jahresenergieertrag meidung und -verwertung im Sinne von § 5 Abs. 1 
mindestens 525 kWh pro Quadratmeter Kollektor- Nr. 3 BImSchG 
fläche und Jahr (bezogen auf den Standort Würz­
burg) betragen. Hierzu sind die entsprechenden Her- Gefördert werden Maßnahmen für die Abfallvermei­
stellernachweise bei Antragstellung vorzulegen. dung bzw. -verwertung aus genehmigungsbedürftigen 

Anlagen nach BImSchG. Die Vorhaben müssen in vor-
Die vorgenannten Obergrenzen der Förderung schließen bildlicher Form der Ressourcenschonung dienen und in 
die erforderlichen Nebeneinrichtungen (Speicher, Pum­ wesentlichem Umfang innovative Maßnahmen beinhal­
pen, Regelung etc.) ein. Photovoltaikanlagen, Wasser­ ten. Entscheidend sind die Art (unter Beachtung des Ge­
kraftanlagen sowie solarthermische Anlagen  außerhalb fährdungspotentials für die Umwelt), aber auch die an-
von integrierten Projekten in ländlichen Bereichen fallende Menge bzw. die Vermeidungs-/Verwertungsra­
(Nummer 2.1.3) und ökologischen Musterbauvorhaben te. 
(Nummer 2.1.4) können vom Ministerium für Wirt­
schaft gefördert werden. 
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Förderfähig sind Demonstrationsvorhaben, die mit er­
heblichen Aufwendungen verbunden sind. Bei der Beur­
teilung der Erheblichkeit sind wirtschaftliche und um­
weltbezogene Gesichtspunkte im Einzelfall gegeneinan­
der abzuwägen. 

2.1.7	 Anlagen der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung 
bis 5 MWel in Verbindung mit integrierten Konzep­
ten zur Umweltentlastung 

Gefördert werden die Errichtung, Rekonstruktion und 
Erweiterung von Anlagen der dezentralen Kraft-Wär­
me-Kopplung bis zu einer elektrischen Gesamtleistung 
von 5 MW in Verbindung mit Projekten, die in vorbild­
licher Form Maßnahmen zur Umweltentlastung, Res­
sourcenschonung und der CO2-Minderung durch Ein­
sparung fossiler Energieträger verbinden, Maßnahmen 
zur Verminderung des Wärme- und Strombedarfs, zur 
Nutzung erneuerbarer Energien oder zur weitgehenden 
Emissionsminderung, beispielsweise durch Verbrennen 
lösemittelhaltiger Abluftströme oder fortschrittliche 
Emissionsminderungstechnik. 

2.1.8	 Erstellung örtlicher und regionaler Umweltentlas­
tungs- und Energiekonzepte bezüglich Luftreinhal­
tung, Lärmminderung und Ressourcenschonung so­
wie Maßnahmen zu ihrer Umsetzung 

Gefördert wird die Erstellung solcher Konzepte in Ge­
bieten, in denen die Voraussetzungen zur Erstellung von 
Luftreinhalteplänen als Sanierungs- oder Vorsorgepläne 
nach § 47 BImSchG, von Lärmminderungsplänen nach 
§ 47 a BImSchG und/oder von Maßnahmen im Sinne 
des § 40 BImSchG gegeben sind oder wo dies für die Zu­
kunft zu besorgen ist. Die Förderung erfolgt im Vorgriff 
auf die spätere Erstellung solcher Pläne und zur Be­
schleunigung des Verfahrens zu ihrer Erstellung, gege­
benenfalls auch vorsorglich, um die Notwendigkeit sol­
cher Pläne zu vermeiden. Die Konzepte haben sowohl 
genehmigungsbedürftige als auch nichtgenehmigungs­
bedürftige Anlagen und Einrichtungen im Betrach­
tungsgebiet einzubeziehen. Die Anforderungen nach 
Anlage 4 zu dieser Richtlinie sind zu beachten. Die För­
derung erfolgt unter der Voraussetzung, dass sich der 
Zuwendungsempfänger verpflichtet, abhängig von den 
Ergebnissen der Konzepterstellung diese - in Absprache 
mit dem MLUR - ganz oder teilweise in konkrete Reali­
sierungsmaßnahmen umzusetzen. 

Umsetzungsmaßnahmen können gefördert werden, so­
weit 

-	 sie Bestandteil eines komplexen und integrierten 
Umsetzungsprogrammes sind, 

-	 die umweltverbessernde Wirkung auf Schwerpunk­
te der vorhandenen und/oder geplanten Siedlungs­
struktur ausgerichtet ist, 

-	 sie hinsichtlich ihrer Durchführung, Gestaltung oder 
Wirkung von Allgemeininteresse sind und einen auf 
ähnliche Probleme übertragbaren Lösungsansatz 
aufweisen. 

Konzepte, Programme, Studien und Veranstaltungen zur 
Verwirklichung der energiepolitischen Ziele des Landes 
Brandenburg können durch das Ministerium für Wirt­
schaft gefördert werden. 

2.1.9	 Minderung/Beseitigung radioaktiver Kontaminatio­
nen in der Umwelt 

Gefördert werden Maßnahmen von Kommunen zur Er­
mittlung, Erfassung, Minimierung und Beseitigung von 
radioaktiven Kontaminationen in der Umwelt, die auf­
grund eines früheren Umgangs mit radioaktiven Stoffen 
entstanden sind und bei denen der Verursacher nicht 
mehr in Anspruch genommen werden kann. Förderfähig 
im Sinne dieser Richtlinie sind auch Absperrmaßnah­
men zur vorläufigen Sicherung. 

Anlage 2 

Besondere Umweltanforderungen an Einrichtungen zur 
Energieumwandlung bei Gewährung von Finanzhilfen des 
Ministeriums für Landwirtschaft, Umweltschutz und 
Raumordnung des Landes Brandenburg zur Förderung von 
Vorhaben des Immissionsschutzes und zur Begrenzung ener­
giebedingter Umweltbelastungen 

1.	 Alle bundes- oder landesrechtlichen Bestimmungen blei­
ben von den nachfolgend aufgeführten Umweltanforderun­
gen unberührt. Dies gilt insbesondere für Vorschriften auf 
der Grundlage des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), der Wassergesetze sowie der Naturschutzge­
setze. 

Durch den Antragsteller sind bei einzuholenden Erlaubnis­
sen, Genehmigungen oder Zulassungen die gleichen Werte 
zu beantragen, wie im Förderantrag enthalten. 

2.	 Es wird ergänzend darauf hingewiesen, dass es wünschens­
wert ist, alle Möglichkeiten der rationellen Wasserverwen­
dung und der Verminderung sonstiger Umweltbelastungen 
auszuschöpfen. 

3.	 Voraussetzung für eine Förderung von Einrichtungen zur 
Energieumwandlung ist, dass die Einhaltung der nachfol­
gend aufgeführten Umweltanforderungen spätestens vor der 
ersten Mittelanforderung, z. B. durch eine Garantieer­
klärung des Lieferanten oder durch Messwerte oder Ähnli­
ches, nachgewiesen wird. 

4.	 Soweit im Förderbescheid nichts anderes bestimmt ist, muss 
der Einbau von Vorrichtungen zur Verminderung des Aus­
stoßes von Schadstoffen bis zur Inbetriebnahme der Anlagen 
erfolgen. 

5.	 Die Umweltanforderungen gelten in der Regel für Norm­
brennstoffe. Bei davon deutlich abweichenden Verhältnissen 
kann die Bewilligungsbehörde andere Anforderungen fest­
legen. Beim Einsatz von Bio-, Deponie-, Holz- und Klärgas 
sowie Holz und Pflanzenöl (verestert und nicht verestert) 
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sind die besten nach dem Stand der Technik verfügbaren 
Emissionsminderungsverfahren unter Berücksichtigung ih­
rer wirtschaftlichen Vertretbarkeit einzusetzen. Die Grenz­
werte werden im Einzelfall unter den Grenzwerten der Tech­
nischen Anleitung Luft (TA Luft) durch das Landesumwelt­
amt festgelegt. 

Für die einzelnen Anlagen gelten folgende dauernd einzu­
haltende Grenzwerte bzw. Anforderungen (Q = Feuerungs­
wärmeleistung): 

5.1 Verbrennungsmotoren mit den Brennstoffen Erdgas sowie 
Heizöl EL: 

- NO  x 250 mg/Nm3


- CO 250 mg/Nm3


- Staub/Ruß 50 mg/Nm3


bezogen auf 5 % O2 im Abgas. Zum Einsatz von Bio-, De­
ponie-, Holz- und Klärgas wird auf Nummer 5 letzter Satz 
verwiesen. 

5.2 Gasturbinen im Blockheizkraftwerk mit den Brennstoffen 
Erdgas sowie Heizöl EL: 

- NO  x 150 mg/Nm3


- CO 50 mg/Nm3


bezogen auf 15 % O2 im Abgas. Zum Einsatz von Bio-, De­
ponie-, Holz- und Klärgas wird auf Nummer 5 letzter Satz 
verwiesen. 

5.3 Genehmigungsbedürftige Feuerungsanlagen sowie Absorp­
tionswärmepumpen (AWP) mit den Brennstoffen Erdgas so­
wie Heizöl EL: 

- NO  x 150 mg/Nm3


- CO 150 mg/Nm3


bezogen auf 3 % O2 im Abgas. Zum Einsatz von Bio-, De­
ponie-, Holz- und Klärgas sowie Holz wird auf Nummer 5 
letzter Satz verwiesen. 

5.4 Stroh- und Holzfeuerungsanlagen: 

(1) Q < 0,1 MW 
- NO  x 250 mg/Nm3 

- CO 500 mg/Nm3 (bei Nennlastbetrieb) 
- Staub 150 mg/Nm3 

(2) 0,1 MW < Q < 5 MW 
- NO  x 250 mg/Nm3 

- CO 250 mg/Nm3 (bei Nennlastbetrieb) 
- Staub 50 mg/Nm3 

(3) Q > 5 MW

- NO  x 150 mg/Nm3


- CO 250 mg/Nm3


- Staub 20 mg/Nm3


jeweils bezogen auf 11 % O2 im Abgas. Es darf nur unkon­
taminierte Biomasse eingesetzt werden. Bei Nutzung ande­
rer Brennstoffe außer Stroh bzw. Holz nach Nummer 2.1.8 

der Anlage 1 in der Feuerungsanlage ist die Förderfähigkeit 
nicht gegeben. 

5.5 Nicht genehmigungsbedürftige Kleinfeuerungsanlagen mit 
dem Brennstoff Erdgas: 

- NO  x 51 mg/Nm3 (45 mg/kWh) 

- CO 38 mg/Nm3 (35 mg/kWh)


bezogen auf 0 % O2 im trocknen Abgas. 

5.6 Nicht genehmigungsbedürftige Kleinfeuerungsanlagen mit 
den Brennstoffen Bio-, Holz- und Klärgas: 

- NO  x 94 mg/Nm3 (80 mg/kWh)

- CO 59 mg/Nm3 (60 mg/kWh)


bezogen auf 0 % O2 im trocknen Abgas. Weitere Grenzwer­
te sind nach Vorlage der aktuellen Brennstoffanalyse festzu­
legen. 

5.7 Nicht genehmigungsbedürftige Kleinfeuerungsanlagen mit 
dem Brennstoff Heizöl EL: 

- NO  x 113 mg/Nm3 (100 mg/kWh)

- CO 56 mg/Nm3 (50 mg/kWh)


bezogen auf 0 % O2 im trocknen Abgas und 140 mg Stick­
stoff/kg im Heizöl; Rußzahl 0,5. 

5.8 Anlagen zur Nutzung von Deponiegas: 

Da die Umwelttechnik im Bereich der Deponiegasnutzung 
noch in der Entwicklung begriffen ist, werden für die Förde­
rung entsprechender Anlagen bzw. Komponenten vorbehalt­
lich der abschließenden Festlegung durch das Landesum­
weltamt Brandenburg gemäß Nummer 5 vorläufig die nach­
stehenden Emissionsgrenzwerte zugrunde gelegt: 

- SO  x (als SO2) 500 mg/Nm3


- NO  x (als NO2) 500 mg/Nm3


- Staub 5 mg/Nm3


- CO 100 mg/Nm3


(650 mg/m3 bei Motoren und Turbinenanlagen) 

dampf- und gasförmige anorganische Chlorverbindungen, 
angegeben als: 

- HCL 30 mg/Nm3 

dampf- und gasförmige anorganische Fluorverbindungen, 
angegeben als: 

- HF 5 mg/Nm3 

- PAH 0,1 mg/Nm3 

- krebserzeugende Stoffe gemäß Nummer 2.3 TA Luft 
- polyhalogenierte Dibenzodioxine, -furane, Biphenyle 

u. a. m. gemäß Nummer 3.1.7 TA Luft 
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organische Verbindungen, angegeben als: 

-	 Gesamt-C 20 mg/Nm3 

Emissionsgrenzwerte bezogen auf 3 % O2 im Abgas bei 
Feuerungsanlagen (Muffel) und auf 5 % O2 im Abgas bei 
Motoren und Turbinenanlagen. 

5.9 Wärmepumpen als Bestandteil von Vorhaben müssen eine 
Jahresarbeitszahl von mindestens 3,5 erreichen. 

6.	 Bei Bio-, Holz- und Klärgas sollte vorbehaltlich der ab­
schließenden Festlegung durch das Landesumweltamt 
gemäß Nummer 5 der H2S-Gehalt des verwendeten Gases 
nicht über 50 ppm liegen. 

7.	 Bei der Holzgaserzeugung darf die Summe halogenierter 
Kohlenwasserstoffe (als Cl) maximal 100 mg/m3 Abwasser 
betragen. Bei der Erzeugung von Biogas und Holzgas darf 
nur unkontaminierte Biomasse eingesetzt werden, kein 
Haus-, Gewerbe- und Industriemüll. 

8.	 Gaskessel sind grundsätzlich in Brennwerttechnik auszu­
führen. 

9.	 Bei Brennwertnutzung ist vor Einleitung des Abwassers, 
falls erforderlich, eine Kondensatbehandlung (Neutralisati­
on) vorzunehmen. 

10. Bei Wärmeerzeugern für Raumheizzwecke 

(1) ist die Wärmeleistung auf der Grundlage von DIN 4701 
festzulegen. Bei Ein- und Zweifamilienhäusern ist eine 
vereinfachte Berechnung gemäß § 4 Abs. 2 der Hei­
zungsanlagenverordnung (HeizAnlV) vom 22. März 
1994 (BGBl. I S. 613) zulässig; 

(2) darf die eingestellte Nennwärmeleistung den nach 
Nummer (1) berechneten Wärmebedarf nicht überstei­
gen, sofern das kleinstmögliche Aggregat eingebaut 
wird. 

(3) Wärmeerzeuger 

Erdgas: 	Brennwertnutzung des Heizkessels, Norm­
nutzungsgrad 102 %  (nach DIN 4702 T6) 

Heizöl: 	 Normnutzungsgrad 92 % (nach DIN 4702 T8) 

(4) Mit dem Normnutzungsgrad müssen vom Kesselher­
steller der Kesselwirkungsgrad und die Abgasverluste 
für den Nennleistungspunkt angegeben werden. 

Anlage 3 

Anforderungen an den Wärmeschutz von Gebäuden bei Ge­
währung von Finanzhilfen des Ministeriums für Landwirt­
schaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes Bran­
denburg zur Förderung von Vorhaben des Immissions­
schutzes und zur Begrenzung energiebedingter Umweltbelas­
tungen 

1.	 Alle bundes- und landesrechtlichen Anforderungen bleiben 
von den nachfolgenden Umweltanforderungen unberührt. 

2.	 Neu zu errichtende Gebäude 

Der Jahresheizwärmebedarf ist nach dem ausführlichen Ver­
fahren gemäß Nummer 1 der Anlage 1 der WSchVO vom 
16. Juni 1994 zu bestimmen. Ansätze für innere Wärmege­
winne von mehr als 10 kWh/(m2 a) bzw. 1500 kWh/(WE a) 
sind anhand der Projektdaten bzw. -lage nachzuweisen. 

Beträgt der Wärmebedarf für das Gebäude 50 % oder weni­
ger des laut WSchVO zulässigen Wertes, sind folgende Ein­
zelmaßnahmen förderfähig: 

- solare Warmwasserbereitung:

wie unter Nummer 2.1.3 der Anlage 1  


-	 solare Heizungsunterstützung:

wie unter Nummer 2.1.3 der Anlage 1 


-	 Einsparung von Heizenergie: 
20 % der zuwendungsfähigen Kosten, maximal 
16,5 TDM/WE maximal 100 TDM je Gebäude (ab 
2. WE 9500 DM/WE) 

Anlage 4 

Anforderungen an Planungs-, Gutachter- und Beratungsleis­
tungen bei Gewährung von Finanzhilfen des Ministeriums 
für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des 
Landes Brandenburg zur Förderung von Vorhaben des Im­
missionsschutzes und zur Begrenzung energiebedingter 
Umweltbelastungen 

1.	 Allgemeine Anforderungen 

1.1	 Die Planungen, Gutachterleistungen und Beratungen sind 
objektiv und unvoreingenommen von unabhängigen Sach­
verständigen oder Sachverständigeninstitutionen durchzu­
führen, die die für den Auftrag erforderliche Qualifikation 
besitzen und über die notwendige Zuverlässigkeit verfü­
gen. Die Beratung muss insbesondere unabhängig von 
Hersteller- und Vertriebsinteressen sowie Geschäftsinte­
ressen Dritter erfolgen. 

1.2	 Die Auswahl des Beraters trifft - im Rahmen der genann­
ten Anforderungen - der Antragsteller. 
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1.3	 Die energiebezogenen Beratungen sollen sich an den An­
forderungen nach den Anlagen 2 und 3 orientieren. Ergän­
zend sind die Leitfäden der Brandenburgischen Energie­
spar-Agentur zur Erstellung von Energiekonzepten zu be­
achten. 

2.	 Emissionsminderungs- und Energiesparberatung bei Ge­
bäuden 

Die Beratungsleistung soll insbesondere umfassen: 

2.1	 eine Ist-Aufnahme des energie- und emissionsrelevanten 
Zustandes des Gebäudes und der haustechnischen Anlagen 
unter Nutzung von Bauunterlagen (soweit vorhanden); 

2.2	 Angaben zum Energieverbrauch und zu den entstehenden 
Emissionen (SO2, NOx, CO, CO2, Staub/Ruß), basierend 
auf Energieverbrauchsbelegen und Messprotokollen (so­
weit vorhanden) sowie Abschätzungen auf der Grundlage 
der Ergebnisse von Nummer 2.1 und Erfahrungswerten; 

2.3	 eine Darstellung der umwelt- und energiebezogenen 
Schwachstellen und Mängel; 

2.4	 Überprüfung der Möglichkeiten zur Errichtung einer An­
lage mit Kraft-Wärme-Kopplung, zur Nutzung erneuerba­
rer Energien sowie zum Anschluss an eine Fernwärmever­
sorgung; 

2.5	 Lösungsvorschläge zur Minderung der Emissionen und 
des Energieverbrauchs einschließlich Angabe des Investi­
tionsbedarfs und einer Wirtschaftlichkeitsberechnung für 
jeden Vorschlag und die Gesamtheit der Vorschläge; 

2.6	 eine Darstellung der Förder- und Finanzierungsmöglich­
keiten für die Durchführung der Maßnahmen sowie einen 
Vorschlag zum Vorgehen bei der Realisierung (gegebenen­
falls schrittweise). 

3.	 Emissionsminderungs- und Energiesparberatung von Un­
ternehmen 

Die Beratungsleistung soll insbesondere umfassen: 

3.1	 eine Ist-Aufnahme der Umwelt- und Energiesituation des 
Unternehmens einschließlich der Definition umwelt- und 
energierelevanter Problembereiche unter Berücksichti­
gung des Standortes; 

3.2	 eine energie- und verfahrenstechnische Beschreibung der 
Anlage und des Verfahrens einschließlich einer Kennzeich­
nung der Wärme- und Stoffströme unter Verwendung von 
Wärmeschaltbildern, Energieflussdiagrammen und verfah­
renstechnischen Fließbildern sowie einer Angabe der von 
der Anlage verursachten Umweltbelastungen (u. a. CO2) 
unter Berücksichtigung der bezogenen Energieträger; 

3.3	 eine Analyse der umwelt- und energieseitigen Schwach­
stellen; 

3.4	 eine Darlegung der technisch möglichen Maßnahmen zur 
Umweltentlastung und Energieeinsparung unter Berück­
sichtigung fortschrittlicher Verfahren der Emissionsmin­
derung, der Möglichkeiten, die Anlagen und Einrichtun­
gen des Unternehmens am Standort energetisch und um­
weltseitig intelligent zu gestalten, zu betreiben und zu ver­
knüpfen (u. a. betriebsinterne Wärmenutzung) sowie der 
Möglichkeiten, Verbund- und Gemeinschaftslösungen mit 
Dritten (Wärmelieferung oder -bezug, gemeinsame Anla­
gen) zu realisieren (z. B. Nutzung der Kraft-Wärme-Kopp­
lung und erneuerbarer Energien, Reststoffvermeidung und 
-verwertung); 

3.5	 eine Bewertung der Maßnahmen im Hinblick auf die zu er­
wartenden Umweltentlastungen und Energieeinsparun­
gen; 

3.6	 eine Differenzierung der Maßnahmen nach Sofortmaß­
nahmen und erwünschten, weitergehenden umweltentlas­
tenden und energiesparenden Maßnahmen; 

3.7	 eine Kosten- und Ertragsrechnung für die erforderlichen 
Investitionen; 

3.8	 die Erarbeitung von Finanzierungsmodellen unter Berück­
sichtigung von Drittfinanzierungs- und Betreibermodellen 
sowie öffentlichen Förderprogrammen; 

3.9	 einen Vorschlag zur - gegebenenfalls schrittweisen - Rea­
lisierung von Maßnahmen; 

3.10 die Benennung der zu beteiligenden Behörden. 

4.	 Örtliche und regionale Umweltentlastungs- und Energie­
konzepte 

Die Planungs-, Gutacher- und Beratungsleistung soll ins­
besondere umfassen: 

4.1	 eine Ist-Aufnahme und Darstellung der Umwelt- und Ener­
giesituation im Betrachtungsgebiet, entsprechend der kon­
kreten Notwendigkeit differenziert nach Haushalten, Klein­
verbrauchern, Industrie, Verkehr, Versorgungsinfrastruktur; 

4.2	 eine umwelt- und energiebezogene Analyse und Bewer­
tung der Ist-Aufnahme mit Schwachstellenanalyse und 
Darstellung prioritärer Ansatzpunkte für Verbesserungs­
maßnahmen;1 

4.3	 eine Darstellung der Möglichkeiten zur Umweltentlastung 
und Energieeinsparung in den unter Nummer 3.1 genann­
ten Bereichen unter Berücksichtigung fortschrittlicher 
Maßnahmen zur Emissionsminderung, zur Senkung des 
Bedarfs an Strom und Wärme sowie zur Minderung der 

1	 Die Vorgehensweise für die Lärmminderung ist im gemeinsamen 
Runderlass des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Raumordnung, des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen 
und Verkehr und des Ministeriums des Innern (ABl. 1995 S. 666) 
geregelt. 
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verkehrsbedingten Umweltbelastungen; hierbei sind u. a. 4.6 die Ermittlung und Analyse der einer Realisierung der be­
die Möglichkeiten des Wärmeschutzes, der Energie- trachteten Maßnahmen gegebenenfalls entgegenstehenden 
trägersubstitution der Fern- und Nahwärmeversorgung mit Hemmnisse sowie die Erarbeitung von Vorschlägen zu ih-
Kraft-Wärme-Kopplung, der Nutzung industrieller Ab- rer Überwindung; 
wärme, der Nutzung erneuerbarer Energien und verkehrs­
beeinflussender Maßnahmen zu betrachten; 4.7 die Erarbeitung von mindestens zwei Szenarien zur Um­

weltentlastung und Energieeinsparung für das Betrach­
4.4	 die Ermittlung der mit den betrachteten Maßnahmen ver- tungsgebiet einschließlich der Umsetzungsstrategien und 

bundenen Umweltentlastungs- und Energiesparpotentiale;	 der erforderlichen flankierenden Maßnahmen, eines mög­
lichen Zeitplanes für die Umsetzung, Angabe der mit der 

4.5	 die Ermittlung der zur Realisierung der betrachteten Maß- Realisierung der Szenarien verbundenen Umweltentlas­
nahmen erforderlichen Investitionen und ihrer Wirtschaft- tung und Energieeinsparung, der Folgen für die Energie­
lichkeit; bedarfs- und -versorgungsstruktur sowie der erforderli­

chen Investitionen und der Wirtschaftlichkeit; 

4.8	 die Erarbeitung von Finanzierungsmodellen entsprechend 
Nummer 3.8. 
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